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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnungr Bauwesen und Städtebau 


1. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Welchen Einfluß nimmt die Bundesregierung 
darauf, daß der Deutsche Normenausschuß die 
Deutsche Industrie-Norm (DIN) 18034 — - Spiel- 
plätze — , die für den Bau von kindgerechten 
Spielplätzen von großer Bedeutung ist und an 
der bereits seit 1958 gearbeitet wird, endlich 
verabschiedet? 


2. Abgeordneter 

Gansei 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
eines bescheidenen Ausbaus Bonns zur Bun- 
deshauptstadt bei der Planung und Durchfüh- 
rung von Baumaßnahmen des Bundes sicher- 
zustellen, daß die entstehenden Bauten zu- 
gänglich sind auch für behinderte Staatsbür- 
ger, und hält sie den Vorschlag für praktika- 
bel, alle Baumaßnahmen im Pianungsstadium 
durch einen besonderen Behindertenbeauf- 
tragten überprüfen zu lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeis für Wirtschaft 


3. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 
Straßmeir 


(CDU/CSU) 


Werden im Zusammenhang mit den 2,3 Milli- 
arden-DM-Kreditgeschäften, die in diesen Ta- 
gen mit der UdSSR vereinbart wurden, seitens 
des Bundes, der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau oder anderer staatlicher respektive öffent- 
lich-rechtlicher Einrichtungen irgendwelche 
Zinszuschüsse und/oder Bürgschaften gewährt? 

Wie sieht die Bundesregierung die Entwick- 
lungsmöglichkeiten des bilateralen deutsch- 
sowjetischen Handels im Lichte seiner Entwick- 
lung seit 1966 und der Ergänzungsfähigkeit der 
beiden Volkswirtschaften? 

Wo sieht die Bundesregierung Grenzen für 
deutsche Importe aus der Sowjetunion, bei 
deren überschreiten eine wirtschafts- und si- 
cherheitspolitisch bedenkliche Abhängigkeit 
— vor allem in der Rohstoff- und Energiever- 
sorgung der Bundesrepublik Deutschland — 
erreicht wäre? 

Hat die Bundesregierung zwischenzeitlich über 
die Errichtung einer Verbraucherakademie 
entschieden und für das Rechnungsjahr 1975 
die haushaltsmäßigen Voraussetzungen ge- 
schaffen? 
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7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Berlin als 

Straßmeir Standort der zu errichtenden Ve rb rauche raka- 

(CDU/CSU) demie vorzusehen, zumal sich für Berlin eine 

Reihe von sachlichen Anknüpfungspunkten, 
wie z. B. die Stiftung Warentest, ergeben? 

8. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Wirtschaft ange- 

Dr. Jobst sichts der Welthungerlage immer noch der 

(CDU/CSU) Meinung, daß die landwirtschaftliche Produk- 

tion (EG) beschränkt werden sollte? 

9. Abgeordneter Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 

Dr. Zettel rung aus Beschluß und Begründung der IG 

(CDU/CSU) Druck und Papier, aus der im Gesetz zur För- 

derung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft begründeten konzertierten Aktion 
auszutreten, weil gewerkschaftliche Lohnpoli- 
tik „nicht von einem vorgeblichen Gesamtwohl 
oder Staatsinteresse ausgehen" kann, sondern 
die Interessen der Lohnabhängigen „allein" 
die Grundlage der gewerkschaftlichen Lohn- 
politik bilden? 

10. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die auf dem Ge- 

Dr. Zettel werkschaftstag der IG Druck und Papier ge- 

(CDU/CSU) äußerte Auffassung, daß die von der Bundes- 

regierung veröffentlichten Daten keine Ge- 
winn- oder Preisorientierungsdaten, sondern 
stets Lohnleitlinien waren, die die öffentliche 
Meinung zum Nachteil der Gewerkschaften 
beeinflußten? 

11. Abgeordneter Haben die Verhandlungen über die Gründung 

Schmtdhuber einer Wagnis-Finanzierungsgesellschaft zur 

(CDU/CSLf) Förderung von Innovationsvorhaben der Klein- 

und Mittelindustrie zu einem erfolgreichen 
Abschluß geführt? 

12. Abgeordneter In welcher Form wird sich der Bund finanziell 

Schmtdhuber an den Aufgaben der Wagnis-Gesellschaft be- 

(CDU/CSU) teiligen? 

13. Abgeordneter Trifft die Meldung der „Welt" vom 17. Okto- 

Schedl ber 1974 zu, die südafrikanische Regierung 

(CDU/CSU) habe der Wirtschaft des Landes einen stillen 

Wink gegeben, preisgünstige deutsche Ange- 
bote auszuschlagen und französische Offerten 
anzunehmen, und wie lassen sich die Auswir- 
kungen, sollte die Meldung zutreffen, dieser 
Folge der Politik der Bundesregierung bezif- 
fern? 

14. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung^ 

Spranger für den Fall getroffen, daß es auf Grund poli- 

(CDU/CSU) tischer Auseinandersetzungen im Nahen Osten 

in nächster Zeit, wie im vergangenen Jahr, zu 
einer teilweisen oder umfassenden Sperrung 
der Mineralölzufuhr aus arabischen Staaten 
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15. Abgeordneter 
Tillmann 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


17, Abgeordneter 

Nordlohne 

[CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


19, Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Lenders 

(SPD) 


kommt, und für wie lange wäre nach Ansicht 
der Bundesregierung die Versorgung der Bun- 
desrepublik Deutschland und ihrer Bürger mit 
notwendigem Mineralöl dann zum jetzigen 
Zeitpunkt garantiert? 

Ist der Bundesregierung die Zahl der 1974 
eingeleiteten Konkursverfahren nach ihrer Zu- 
gehörigkeit zu bestimmten Wirtschaftsbran- 
dien bekannt, und wieviel Arbeitsplätze von 
Arbeitnehmern sind hierdurch betroffen? 


Inwieweit sind die Bundesregierung und der 
Planungsausschuß unter Beachtung des Ge- 
setzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
in der Lage, den Vorstellungen des Landes 
Niedersachsen bzgl. seiner Anmeldung zum 
4. Rahmenplan zu folgen? 


Bestand in der Planungsausschußsitzung am 
21. August 1974 ein Einvernehmen der Aus- 
schußmitglieder darüber, daß aus den soge- 
nannten Klemmer-Regionen, wie sie durch 
das Zugrundelegen von Abgrenzungskriterien 
entstanden sind, ganze Gebiete wieder heraus- 
fallen können, wenn die Länder dieses bei 
ihren Anmeldungen zum 4. Rahmenplan Vor- 
schlägen? 

Welche Anstrengungen, z. B. in Form von 
Bürgschaften oder Maßnahmen der Export- 
kreditförderung hat die Bundesregierung nach 
Artikel 3 des Abkommens zur weiteren Ent- 
wicklung der deutsch-sowjetischen wirtschaft- 
lichen Zusammenarbeit direkt öder indirekt 
in Aussicht gestellt, damit Finanzierungen 
unter Einschluß von Krediten im Rahmen der 
in jedem der beiden Staaten bestehenden 
Regelungen zu möglichst günstigen Bedingun- 
gen gewährt werden? 


Uber welche rechtlichen oder faktischen Siche- 
rungen verfügt die Bundesregierung, um bei 
den in Artikel 6 und 8 des genannten Abkom- 
mens aufgeführten Möglichkeiten der Zusam- 
menarbeit Probleme des allgemeinen, nicht dis- 
kriminierten Rechtsschutzes, des Patentschut- 
zes und des Niederlassungsrechts sowie bis- 
her aufgetretene Behinderungen von Berliner 
Firmen zu regeln? 


Sind die von der Bundesregierung in der Be- 
antwortung meiner Anfragen zum Problem der 
Preiserhöhungen für Erdgas vom 24. Juli und 
19. September 1974 angekündigten Ermittlun- 
gen des Bundeskartellamts, insbesondere die 
Frage, „inwieweit es zulässig ist, den außer- 
gewöhnlich starken Anstieg der Heizölpreise 
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während der Mineralölkrise bei der Gestal- 
tung der Erdgaspreise im Rahmen der Preis- 
anpassungsklauseln zu berücksichtigen", mitt- 
lerweile abgeschlossen oder soweit fortge- 
schritten, daß ein Ergebnis sich abzeichnet, 
und wenn ja, welche geeigneten Maßnahmen 
gedenkt die Bundesregierung bzw. das Bun- 
deskartellamt zu ergreifen? 


21. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, im Rahmen des 950 Millionen Kon- 
junkturprogramms für die Auftragsvergaben 
der Projekte der öffentlichen Hand konven- 
tionelle Bauweise festzulegen, damit der er- 
wünschte Beschäftigungseffekt der in den 
einzelnen Gemeinden und Städten bezuschuß- 
ten Bauvorhaben tatsächlich und unverzüglich 
zum Tragen kommt? 


22. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung die Länder auf- 
fordern, bei der Genehmigung der zu för- 
dernden Projekte dem Tatbestand (Verbesse- 
rung der örtlichen Beschäftigung im Hand- 
werk und Gewerbe) Rechnung zu tragen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


23. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Entspricht es den gesellschaftspolitischen Vor- 
stellungen der Bundesregierung, daß bei der 
laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt ab 1. Ja- 
nuar 1975 das gesetzlich zu gewährende Kin- 
dergeld dem Einkommen hinzugerechnet bzw. 
von der Hilfe zum Lebensunterhalt abgezogen 
wird, und welche Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung, gegebenenfalls diesen Umstand 
generell oder in Härtefällen abzuhelfen? 


24. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgens tein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Meinung, daß 
es zwischen der von einem Beamten des Bun- 
desgesundheitsamts auf der Tagung der Deut- 
schen Gesellschaft für Kreislaufforschung in 
Frankfurt vorgetragenen Auffassung hinsicht- 
lich der Finanzierbarkeit und Durchführbarkeit 
der Einführung von Maßnahmen zur Früher- 
kennung von Krankheiten des Kreislaufsy- 
stems in den Leistungskatalog der Kranken- 
versicherungen gemäß § 181 a RVO und den 
Empfehlungen der Sachverständigenkommis- 
sion beim Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung vom 4. September 1973 einen 
Widerspruch gibt? 
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25. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Empfehlungen der Sachverständigenkom- 
mission schon aus Kostengründen geeigneter 
erscheinen, als die Forderung des Beamten des 
Bundesgesundheitsamts nach „etwa tausend 
mobilen Einheiten mit jeweils zwei bis drei 
Ärzten und zehn Mann technischem PersonaE'? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


26. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


27. Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghusen) 

(SPD) 


28. Abgeordneter 
Hoffie 
(FDP) 


29. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 

30. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Wann ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
mit dem Vorliegen der baureifen Pläne für 
den Nord-Ostsee-Kanaltunnel bei Brunsbüttel 
zu rechnen, und wann kann nach Abschluß 
aller erforderlichen Verfahren ohne Berück- 
sichtigung der erforderlichen Finanzmittel frü- 
hestens mit dem Grunderwerb und mit den 
ersten Baümaßnahmen begonnen werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Lan- 
desregierung Schleswig-Holstein gemäß Land- 
tagsdrucksache 7/1132 die für das Haushalts- 
jahr 1974 zur Verfügung gestellten Bundes- 
mittel für den kommunalen Straßenbau in 
Höhe von 74,05 Millionen DM einschließlich 
aller Restmittel und Sperrbeträge nur mit 
einem Teilbetrag von 62,0 Millionen DM ver- 
wenden kann, und sieht die Bundesregierung 
eine Möglichkeit, im Gegensatz zur Landes- 
regierung, die den verbleibenden Rest in das 
Rechnungsjahr 1975 übertragen will, diese 
12,05 Millionen DM erforderlichenfalls für das 
Bauvorhaben Kanaltunnel bereitzustellen, da 
dieses Verkehrsbauwerk sowohl überörtliche 
als auch innerörtliche, also gemeindliche, Be- 
deutung hat? 

Wie ist der Stand der im Rahmen der CEMT 
laufenden Verhandlungen mit dem Ziel, im ge- 
samten europäischen Raum zu einer einheit- 
lichen Geschwindigkeitsbegrenzung für Omni- 
busse auf Autobahnen zu gelangen? 

Wie hoch ist das Defizit der Zusatzversor- 
gungskasse der Bundesbahnversicherungsan- 
stalt, und was sind die Gründe hierfür? 


Trifft die Meldung des „Tagesspiegel" vom 
1. November 1974 zu, die Ostberliner Reichs- 
bahn habe vom 1. November 1974 an die Ta- 
rife für Reisegepäck im Verkehr von und nach 
Berlin erhöht, und was hat — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung gegen diese 
neuerliche Belastung des Berlinverkehrs unter- 
nommen? 
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31. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Welche Folgen wird die jetzt bekanntgewor- 
dene Absicht der Bundesregierung für die be- 
troffenen Wirtschafts- und Bevölkerungskreise 
haben, nicht nur die veröffentlichten Stückgut- 
bahnhöfe durch die Deutsche Bundesbahn 
schließen zu lassen, sondern den gesamten 
Stückgutverkehr der Deutdien Bundesbahn 
einstellen zu lassen, und ist dies mit den raum- 
ordnerischen Zielen und Grundsätzen sowie 
mit dem Zonenrandförderungsgesetz zu ver- 
einbaren? 


32. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Nach welchen Planungen wird die S-Bahn in 
der Region München in den kommenden Jah- 
ren weiter ausgebaut, und trifft es zu, daß 
die bisherigen Ausbaupläne hierfür von der 
Bundesregierung reduziert werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährungr Landwirtschaft und Forsten 


33. Abgeordneter 
Susset 
(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Susset 


(CDU/CSU) 


35. Abgeordnete 

Frau Dr. Riede 
(Oeffingen) 

(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Freiherr 
von Kühlmann- 
Stumm 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß nach 
dem von Bundesminister Dr. Friderichs („Mut 
zum Markt", Seite 110 ff.) vorgesdilagenen 
kombinierten Preis/Beihilfensystem Einkom- 
mensminderungen im Falle einer Finanzierung 
ohne Mehraufwendungen unvermeidbar sind, 
und wie steht das im Einklang mit dem agrar- 
politischen Teil der Regierungserklärungen der 
Bundeskanzler Brandt und Schmidt? 

Hat die Bundesregierung eine Vorstellung 
darüber, wie das von Bundesminister Dr. Fri- 
derichs („Mut zum Markt", Seite 110 ff.) vor- 
gesdilagene Preis/Beihilfensystem, das von 
einem Druck auf die nominalen Agrarpreise, 
gleichbleibenden Ausgaben der EG-Agrarfi- 
nanzierung und keinen Einkommensminderun- 
gen für die Landwirtschaft bei wahrscheinlich 
steigenden Betriebsmittelpreisen ausgeht, kon- 
kret finanziert werden soll? 

Ist die Bundesregierung wie Bundesminister 
Dr. Friderichs in seinem Buch „Mut zum 
Markt" (Seite 110 ff.) der Ansicht, daß bei zu- 
künftigen Preisfindungen für Agrarprodukte 
die Entwicklung der Betriebsmittelpreise und 
Löhne keine Rolle oder nur eine untergeord- 
nete Rolle zu spielen hat? 

Teilt die Bundesregierung die von Bundes- 
minister Dr. Friderichs in seinem Buch „Mut 
zum Markt" (Seite 103) dargelegte Auffassung, 
wonach die (landwirtschaftlichen) Preise primär 
nach den Einkommenszielen der Landwirte an 
ungünstigen Standorten bestimmt werden? 
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37. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Dr. Ritz 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung angeben, bei wel- 
chen Agrarprodukten — in Anlehnung an die 
von Bundesminister Dr. Friderichs in seinem 
Buch „Mut zum Markt" (Seite 103) dargelegten 
Auffassung — Überschüsse vorhanden sind, 
wie hoch sie sind und welcher Anteil davon als 
fürsorgliche Vorratshaltung für rund 260 Mil- 
lionen Verbraucher in der EG anzusehen ist? 

Kann die Bundesregierung für die Mitglied- 
staaten der EG angeben, wie sich — ausge- 
drückt in jeweiliger Landeswährung — die 
Erzeugerpreise für Agrarprodukte und die 
landwirtschaftlichen Betriebsmittelpreise von 
1969 bis in die jüngste Zeit (reales Agrarpreis- 
niveau) entwickelt haben? 

Worauf gründet das interne Agrarpapier des 
Staatssekretärs Dr. Schlecht aus dem Bundes- 
wirtschaftsministerium seine Aussage, nach der 
das durchschnittliche Einkommen des unteren 
Viertels deutscher Landwirte sich zum durch- 
schnittlichen Einkommen des oberen Viertels 
wie 1 : 47 verhält oder anders, daß jeder vierte 
Landwirt nur mit durchschnittlich 10 000 DM 
auskommen muß, jeder vierte aber durch- 
schnittlich 470 000 DM kassiert? 

Vertritt die Bundesregierung wie Bundesmini- 
ster Dr. Friderichs in seinem Buch „Mut zum 
Markt" (Seite 103) die Auffassung, daß die 
(agrarischen) Überschüsse überwiegend eine 
Folge überhöht festgesetzter Agrarpreie sind, 
die die Stabilitätspolitik im Durchschnitt der 
Jahre belasten? 

Stimmt die Bundesregierung mit der von 
Bundesminister Dr. Friderichs in seinem Buch 
„Mut zum Markt" (Seite 103) dargelegten Auf- 
fassung überein, daß die (landwirtschaftlichen) 
Interventionspreise und der davon abgeleitete 
Außenschutz, gemessen an den Marktverhält- 
nissen, überhöht festgesetzt worden seien und 
daß sich eine ökonomisch-sinnvolle Arbeits- 
teilung nicht herausbilden kann? 

Ist die Bundesregierung mit Bundesminister 
Dr. Friderichs der Ansicht („Mut zum Markt", 
Seite 104), daß durch die jährlich vereinbarten 
Steigerungsraten der Interventionspreise Er- 
wartungshorizonte geschaffen werden, die 
nicht zu realisieren sind, und wer schafft kon- 
kret solche Erwartungshorizonte? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
EG-Ministerrat im Jahr 1973 mit Zustimmung 
der Bundesregierung 200 000 t Butter zu einem 
äußerst niedrigen Preis (Subventionswert rund 
1 Milliarde DM) an die Sowjetunion geliefert 
hat, und wäre es nicht sinnvoller gewesen, die 
Butter sozial Schwachen zum gleich niedrigen 
Preis zukommen zu lassen? 
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44. Abgeordneter Kann die Bundesregierung den von Bundes- 
Bremm minister Dr. Friderichs („Mut zum Markt'', 

(CDU/CSU) Seite 106) geäußerten Verdacht bestätigen, 

daß zwischen Grenzausgleich und Import und 
Export von Agrargütern ein Zusammenhang 
besteht? 

Hält die Bundesregierung es für eine im Sinne 
der objektiven Darstellung von Import- und 
Exportbeziehungen zulässige Methode, wenn 
Bundesminister Dr. Friderichs („Mut zum 
Markt", Seite 109) zur Beurteilung der Im- 
und Exportbeziehungen lediglich die Zuwachs- 
raten angibt? 

46. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für sachlich rich- 

Schröder tig und im Interesse dej deutschen Verhand- 

(Wilhelminenhof) lungsposition liegend, wenn Bundesminister 
(CDU/CSU) Dr. Friderichs („Mut zum Markt", Seite 106), 

unter der Überschrift „Neue Wettbewerbsver- 
zerrungen'' einzig und allein den deutschen 
Grenzausgleich anführt? 

47. Abgeordneter Kann die Bundesregierung angeben, wenn sie, 

Schröder dem Vorschlag, von Bundesminister Dr. Fride- 

(V/ilhelminenhof) richs folgend, dafür eintritt, den deutschen 
(CDU/CSU) Grenzausgleich abzubauen, wie die dann ent- 

stehenden Einkommens Verluste der deutschen 
Landwirtschaft ausgeglichen werden sollen? 

48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit Bundesminister 

Horstmeier Dr. Friderichs der Auffassung („Mut zum 

(CDU/CSU) Markt", Seite 104), daß eine Abstimmung der 

Agrarpolitik mit der allgemeinen Wirtschafts- 
politik auf Gemeinschaftsebene kaum statt- 
findet, und wie soll eine derartige Abstim- 
mung stattfinden, wenn es eine allgemeine 
Wirtschaftspolitik in der EG gar nicht oder nur 
in mehr oder weniger unverbindlichen Abspra- 
chen gibt? 

49. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Auffassung von 

Horstmeier Bundesminister Dr. Friderichs bestätigen („Mut 

(CDU/CSU) zum Markt", Seite 105), wonach der EG-Mini- 

sterrat die Erzeugerpreise für Rindfleisch in 
den letzten vier Jahren um 27 Vo angehoben 
hat, und wie ist die Diskrepanz zu den Zah- 
lenangaben im Statistischen Monatsbericht des 
Bundesernährungsministeriums zu erklären, 
wonach die Erzeugerpreise für Rindfleisch von 
1969/1970 bis 1973/1974 lediglich um 17Vo ge- 
stiegen sind bei gleichzeitigem Ansteigen der 
Produktionsmittelpreise um 36Vo? 

50. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es im Interesse 

Dr. Rügen einer objektiven Betrachtung der Ausgaben 

(CDU/CSU) des EG-Agrarfonds für angebracht, wenn Bun- 

desminister Dr. Friderichs lediglich die Steige- 
rungsraten der Ausgaben angibt oder eine 
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51. Abgeordneter 
Kiechle 

(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Kiedile 

(CDU/CSU) 


53. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 

(CDU/CSU) 


Beziehung zur Wertschöpfung der Landwirt- 
schaft herstellt, und wäre es nicht richtiger, 
die Ausgaben in eine Relation zum gesamten 
Sozialprodukt oder zu den Staatsausgaben zu 
setzen? 


Ist die Bundesregierung mit Staatssekretär Dr. 
Schlecht der Auffassung, daß der Preis, für 
Agrargüter als Faktor der Einkommensbildung 
in der Landwirtschaft ausgesetzt werden soll 
und daß stagnierende reale Agrarpreise durch 
direkte Einkommensübertragungen ausgegli- 
chen werden sollen, und wenn ja, welche Vor- 
stellungen hinsichtlich der Höhe einer erfor- 
derlichen Finanzierung hat die Bundesregie- 
rung? 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
bestätigen, wonach „jeder vierte Landwirt", 
also 25®/o der Gesamtheit aller Landwirte, ein 
durchschnittliches Einkommen von 10 000 DM 
hat, während „jeder vierte Landwirt", also 
ebenfalls 25®/o aller Landwirte, 470 000 DM 
Einkommen kassiert? 


Ist die Bundesregierung bereit, landtechnische 
Lohnbetriebe in das Förderungsprogramm für 
landwirtschaftliche Nebenerwerbsbetriebe auf- 
zunehmen und wenn ja, unter welchen Krite- 
rien? 


Wird die Bundesregierung die Biologische 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft in 
die Lage versetzen, durch Bewilligung des 
notwendigen Personals die ihr übertragenen 
gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen, d. h. u. a., 
daß sie die für die erste Zulassung von Pflan- 
zenschutzmitteln im Pflanzenschutzgesetz vom 
10. Mai 1968 (BGBl. I S. 352) gesetzte Frist 
vom 31. Dezember 1974 einhalten kann, wie 
das mir auf meine Frage vom 1. Februar 1973 
in der Antwort vom Parlamentarischen Staats- 
sekretär beim Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten zugesagt 
wurde? 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß der nunmehr zu befürchtende Einsatz 
nicht zugelassener Pflanzenschutzmittel zu er- 
heblichen gesundheitlichen Gefahren für 
Mensch, Tier und Umwelt führt und daß dar- 
über hinaus der um ihre Existenz ringenden 
deutschen Landwirtschaft schwere Schäden ent- 
stehen werden, weil Pflanzenkrankheiten und 
-Schädlinge nicht ausreichend bekämpft wer- 
den, sich teilweise ungehemmt ausbreiten 
können, so daß Sofortmaßnahmen der Bundes- 
regierung erforderlich werden, und wenn ja, 
wie werden diese Maßnahmen aussehen? 
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56. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die zum 
1. Juli 1974 vom Bund übernommene For- 
schungsanstalt für Landwirtschaft in Braun- 
schweig-VÖlkenrode (vorher Max-Plandc-ln- 
stitut) die mit etwa 100 landwirtschaftlichen 
Betrieben teilweise seit mehr als einem Jahr- 
zehnt bestehenden Beratungsverhältnisse mit 
Schreiben vom 15. Oktober 1974 ausnahmslos 
zum 1. November 1974 plötzlich und fristlos 
aufgeküridigt hat, und hält sie dieses Verfah- 
ren für richtig und angemessen? 


57, Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß diese — aus dem Verhältnis der Vertrags- 
Partner grundlose — fristlose Kündigung auch 
nach dem bürgerlichen Recht unzulässig war, 
weil ein — wenn auch mündlich oder durch 
Schriftwechsel zustande gekommener — Ver- 
trag mit jährlich gezahltem festen Entgelt zu- 
grunde lag, und was wird sie daher unter- 
nehmen? 


58. Abgeordneter Hat die Bundesregierung das Memorandum 

Höcherl der EG-Kommission vom 5. November 1973 

(CDU/CSU) zur Neuorientierung der EG-Agrarpolitik zur 

Kenntnis genommen? 


59. Abgeordneter Warum hat die deutsche Präsidentschaft nicht 
Höcherl darauf gedrängt, dieses Memorandum im.Mini- 

(CDU/CSU) sterrat zu behandeln? 


60. Abgeordnete 

Frau Dr. Riede 
(Oeffingen) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Anordnung über Rückstände von Pflanzen- 
schutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln in 
Lebensmitteln vom 28. Juni 1971 der DDR das 
zehnfache an DDT zulässig ist wie nach der 
Höchstmengenverordnung der Bundesrepublik 
Deutschland, und, wenn ja, welche Schritte hat 
die Bundesregierung unternommen, um die 
Einfuhr von Lebensmitteln aus der DDR, die 
nach unserer Verordnung unzulässige Rück- 
standsmengen von DDT aufweisen, zu verhin- 
dern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


61. Abgeordneter 
Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich bei 
den Arbeitsämtern durch die Doppelbelastung 
mit Anträgen auf Kindergeld und vermehrte 
Anträge auf Zahlung von Arbeitslosengeld 
erhebliche Verzögerungen bei der Auszahlung 
des Arbeitslosengelds ergeben? 


11 



Drucksache 7/2767 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


62. Abgeordneter 
Freiherr Ostman 
von der Leye 
(SPD) 


63. Abgeordneter 
Mancher 
(CDU/CSU) 


64. Abgeordneter 
Mandler 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
(FDP) 


66. Abgeordneter 
Schröder 
(Lünebnrg) 

(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 
Dr. Götz 
(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit — soweit die 
beabsichtigten Personalverstärkungen aus 
Haushaltsmitteln noch nicht durchgeführt wer- 
den konnten — , durch Abordnung von Beam- 
ten aus weniger beanspruchten Dienststellen 
eventuell sogar durch Amtshilfeersuchen an 
andere Körperschaften, wie Kommunalverwal- 
tung, angesichts der Tatsache, daß Beamte nach 
ihrem eigenen Selbstverständnis allverwen- 
dungsfähig sind, Abhilfe zu schaffen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel An- 
träge gemäß § 48 des Bundesversorgungsge- 
setzes (Witwenhilfe für Ehefrauen deren Ehe- 
männer 50Vo bzw. 60®/o beschädigt waren) bei 
den Versorgungsämtern eingegangen sind? 


Kann die Bundesregierung sagen, wieviel An- 
träge abgelehnt und wieviel positiv entschie- 
den wurden, und wie hoch die finanziellen 
Aufwendungen sind? 


Welche finanziellen Mittel stehen der Bundes- 
regierung 1974 zur Unfallbekämpfung in Haus- 
halten zur Verfügung, welche Mittel sind in 
der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die Verkürzung der Arbeitszeit im öffentlichen 
Dienst Halbtagsbeschäftigte aus der Arbeits- 
losenpflichtversicherung herausfallen, da die 
Untergrenze wie bisher bei wöchentlich 21 Ar- 
beitsstunden liegt, und was gedenkt die Bun- 
desregierung zu veranlassen, die Pflichtgrenze 
für Halbtagsbeschäftigte zur Vermeidung von 
Härtefällen der 40-Stunden-Woche anzupas- 
sen? 


Ist es richtig, daß österreichische Ärzte Kran- 
kenversicherungsscheine von deutschen Urlau- 
bern in den meisten Fällen nicht annehmen? 


Was sind die Gründe für die Nichtannahme, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
daß dieses Problem einer zufriedenstellenden 
Lösung zugeführt wird? 


Ist der Bundesregierung die Zahl derjenigen 
Arbeitnehmer bekannt, die sich nach Verlust 
ihres Arbeitsplatzes in eine berufliche Weiter- 
bildung begeben haben, und ist es zutreffend, 
daß die Arbeitsämter vielfach Arbeitslosen 
empfehlen, eine berufliche Weiterbildung zu 
betreiben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


70. Abgeordneter 
Lenzer 

(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


73. Abgeordneter 
Reiser 


(SPD) 


74. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Unter welchen Voraussetzungen ist es der 
Bundeswehr gestattet, bei zivilen Einsätzen 
im öffentlichen Interesse, zum Beispiel mit 
ihren Großgeräten, technische Hilfe usw. zu 
leisten? 

Werden militärische Anlagen grundsätzlich nur 
von Angehörigen der Bundeswehr bewacht, 
oder werden für die Aufgaben gelegentlich 
zivile privatwirtschaftliche Organisationen 
herangezogen? 

Sind der Bundesregierung Psychotests für wis- 
senschaftliche Zwecke mit Wehrpflichtigen der 
Bundeswehr bekannt, bei denen auf die Ano- 
nymität der Getesteten nicht geachtet wurde, 
und (gegebenenfalls) worauf ist das zurück- 
zuführen? 

Welche vergleichenden Zahlenangaben liegen 
der Bundesregierung neuerdings vor, die zei- 
gen, daß das Interesse am Dienst in der Bun- 
deswehr durch erhöhte Freiwilligenbewerbun- 
gen deutlich zugenommen hat, und (gegebe- 
nenfalls) welche Gründe werden dafür ange- 
nommen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß meh- 
rere Gemeinden die offizielle Nachricht über 
den Abzug niederländischer Truppenteile er- 
halten haben, die dem NATO-Luftverteidi- 
gungssystem angehören, und welche Folge- 
rungen zieht die Bundesregierung hieraus? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


75. Abgeordneter 
Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mittei- 
lung der „Arbeitsgemeinschaft 13. August", 
wonach sich gegenwärtig in der DDR etwa 
ebensoviele Häftlinge — nämlich 33 000 — wie 
vor der Amnestie von 1972 befinden, wovon 
etwa 6000 als politische Häftlinge anzusehen 
seien? 


76. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, eine junge Ost- 
berlinerin, die mit einem Westberliner ver- 
lobt ist, sei vom Ostberliner Staatssicherheits- 
dienst bespitzelt, in Fallen gelockt und schließ- 
lich festgenommen worden, und wie hat die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — auf 
diese eklatante Verletzung des Grundvertrags 
reagiert? 
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77. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ableh- 
nung des Einreiseantrags eines Mitglieds des 
Bundestags (Dr. Olaf Schwencke) zur Teil- 
nahme an der Feier des 225. Geburtstags von 
Goethe in Weimar durch die DDR-Behörden? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


78. Abgeordneter 
Windelen 
(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


82. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die teilweise erhaltenen Akten 
der seit 1939 tätigen Sammelstelle für alliierte 
Kriegsverbrechen bei der Rechtsabteilung des 
Oberkommandos der Wehrmacht bisher nicht 
wissenschaftlich aufgearbeitet und — soweit 
ihr Inhalt für beweiskräftig gehalten wird — 
veröffentlicht worden sind? 

Bedeutet die Rechtsauffassung der Bundes- 
regierung, die der Parlamentarische Staats- 
sekretär Dr. Schmude in der Fragestunde vom 
6. November 1974 vorgetragen hat, daß „als 
später zwischen den Besatzungsmächten ge- 
troffenen Vereinbarungen" nur solche Verein- 
barungen anzusehen sind, die schriftlich nie- 
dergelegt sind? 

Bedeutet die Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Mertes (Gerolstein) nach 
dem Grund für die Annahme, die Grenze zwi- 
schen der DDR und der Bundesrepublik 
Deutschland liege in der Mitte der Elbe oder 
sei dort zu suchen, diese Frage treffe mitten in 
den Verhandlungs- und Gesprächsgegenstand 
der Grenzkommission, daß die Bundesregie- 
rung bereits über die Strommitte der Elbe 
als Demarkationslinie verhandelt? 

Wie ist die widerspruchslose Hinnahme der 
Erklärung des Vertreters der DDR in der ge- 
meinsamen Grenzkommission: „Die Mitte wäre 
ein günstiger Verlauf der Grenze für die Er- 
ledigung der anderen Probleme. Wir müssen 
natürlich von der Souveränität beider Staaten 
ausgehen, nicht von Anfang an von Dingen, 
die uns die Ellenbogenfreiheit einschränken 
könnten,", mit der Aussage der Bundesregie- 
rung zu vereinbaren, die „Erklärung zu Proto- 
koll über die Aufgaben der Grenzkommission 
durch die beiden Delegationsleiter" sei die 
einzige Rechtsgrundlage für die Markierung 
der innerdeutschen Grenze durch die Grenz- 
kommission? 

Wie ist diese widerspruchslose Hinnahme ver- 
einbar mit dem Wahrungs- und Wiederver- 
einigungsauftrag des Grundgesetzes? 
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83. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 
Lagershausen 
(CDU/CSU) 


86. Abgeordneter 
Lagershausen 
(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


88. Abgeordneter 
Dr. Abelein 

(CDU/CSU) 


89. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Bedeutet die widerspruchslose Hinnahme der 
Äußerung des Vertreters der DDR durch den 
Vertreter der Bundesrepublik Deutschland in 
der gemeinsamen Grenzkommission: „Die Mit- 
te wäre ein günstiger Verlauf der Grenze für 
die Erledigung der anderen Probleme. Wir 
müssen natürlich von der Souveränität beider 
Staaten ausgehen, nicht von Anfang an von 
Dingen, die uns die Ellenbogenfreiheit ein- 
schränken könnten,", daß die Bundesregierung 
bereit ist, unter Verletzung der Vorbehalts- 
rechte der vier Mächte für Deutschland als 
Ganzes konstitutive Grenzfeststellungen zwi- 
schen den beiden Staaten in Deutschland vor- 
zunehmen? 

Sieht die Bundesregierung in der widerspruchs- 
losen Hinnahme der oben bezeichneten Äuße- 
rung des Vertreters der Delegation der DDR 
in der gemeinsamen Grenzkommission, Fenz- 
lein, in der Sitzung vom 2. bis 4. Juli 1974 in 
Schwerin nicht die Gefahr, daß damit die Vor- 
behaltsrechte der vier Mächte für Deutschland 
als Ganzes ausgehöhlt werden? 

Wie vereinbart sich die widerspruchslose Hin- 
nahme der Erklärung des Vertreters der DDR 
in der gemeinsamen Grenzkommission: „Die 
Mitte wäre ein günstiger Verlauf der Grenze 
für die Erledigung der anderen Probleme. Wir 
müssen natürlich von der Souveränität beider 
Staaten ausgehen, nicht von Anfang an von 
Dingen, die uns die Ellenbogenfreiheit ein- 
schränken könnten,", mit den Vorbehaltsrech- 
ten der drei Mächte gemäß Artikel 2 des 
Deutschlandvertrags? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
eine konstitutive Grenzfeststellung durch die 
gemeinsame Grenzkommission der Konsulta- 
tionspflicht gemäß Artikel 7 des Deutschland- 
vertrags unterliegt? 

Welche Konsequenz für die Praktizierung 
des Schußwaffengebrauchs durch die NVA- 
Grenztruppe hätte eine Anerkennung der 
Demarkationslinie in der Strommitte der Elbe? 

Wie belaufen sich die Flüchtlingszahlen im 
Bereich des Bundesgrenzschutzkommandos 
Nord im Verhältnis zwischen jenen, die die 
Elbe überwanden und jenen, die an anderem 
Ort und auf andere Weise das Territorium der 
Bundesrepublik Deutschland erreichten? 

Entspricht es der Einschätzung des Deutschen 
Bundestages durch die Bundesregierung, daß 
Abgeordnete die Antwort auf Mündliche oder 
Schriftliche Fragen aus der Presse erfahren, 
weil die Bundesregierung ihre Stellungnahme 
zuerst der Presse und danach dem Fragesteller 
mitzuteilen geruht? 
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90. Abgeordneter 
Müller 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 

Dr. Emmerlich 
(SPD) 


92. Abgeordneter 

Dr. Emmerlich 
(SPD) 


93. Abgeordneter 
Schreiber 
(SPD) 


94. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


Warum werden in privater Verwaltung be- 
findliche Grundstücke in der DDR, deren 
Eigentümer in West-Berlin oder im übrigen 
Bundesgebiet wohnen, nicht als „weggenom- 
men'' im Sinne des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes behandelt? 


Trifft es zu, daß der Bundesinnenminister seit 
dem Frühjahr 1974 die Auffassung vertritt, bei 
einem nach dem 8. Mai 1945 in die UdSSR ver- 
schleppten Volksdeutschen fremder Staatsan- 
gehörigkeit sei der Gewahrsam im Sinne von 
§ 1 des Häftlingshilfegesetzes mit dem Ablauf 
des 31. Dezember 1955 mit Rücksicht auf das 
Dekret des obersten Sowjets vom 13. Dezem- 
ber 1955 als beendet anzusehen, und welche 
Gründe waren dafür gegebenenfalls maßge- 
bend? 


Trifft es zu, daß bei Volksdeutschen, die wäh- 
rend des Zweiten Weltkriegs in das Gebiet des 
ehemaligen Deutschen Reichs umgesiedelt und 
nach dem 8. Mai 1945 wieder in die UdSSR 
verbracht worden sind, der Erwerb der deut- 
schen Staatsangehörigkeit vielfach vom Zufall 
bestimmt war und darüber hinaus die Unter- 
lagen des Dokumentenzenters beim zuständi- 
gen Senator von Berlin über den Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit von solchen 
Personen unvollständig sind? 


Kann die Bundesregierung mitteilen, für wie 
viele politische Flüchtlinge aus Chile die Auf- 
enthaltsgenehmigung in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht über den 31. Dezember 1974 
verlängert wird? 


Welche durchschnittliche prozentuale Erhöhung 
der Bezüge im öffentlichen Dienst ergeben sich 
bei Verwirklichung der jüngsten Tarifemp- 
fehlungen des ÖTV-Vorstands (unter Berück- 
sichtigung der geforderten Nebenleistungen, 
wie Urlaubsgeld usw.) für Bund, Länder, Ge- 
meinden {Gemeindeverbände), Bundesbahn, 
Bundespost und für den mittelbaren öffent- 
lichen Dienst insgesamt und im einzelnen (bei 
Übernahme dieser Empfehlungen auch für die 
Beamten) ? 


Zu welchen Mehrausgaben führt eine Ver- 
wirklichung der jüngsten Tarifempfehlungen 
des ÖTV-Vorstands (unter Berücksichtigung 
der geforderten Nebenleistungen, wie Urlaubs- 
geld usw.) für Bund, Länder, Gemeinden (Ge- 
meindeverbände), Bundesbahn, Bundespost 
und für den mittelbaren öffentlichen Dienst 
insgesamt und im einzelnen (bei Übernahme 
dieser Regelungen auch für die Beamten)? 
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96. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
Dr. Hupka geben, wie viele politische Flüchtlinge seit 

(CDU/CSU) dem 11. September 1973 aus Chile in der Bun- 

desrepublik Deutschland eingetroffen, wie 
viele noch zu erwarten und wie viele hier ge- 
blieben sind? 


Kann die Bundesregierung die Meldung des 
„Spiegel" vom 4. November 1974 bestätigen, 
wonach im Bereich der Bundesverwaltung, in 
bundeseigenen Unternehmen und solchen Un- 
ternehmen, an denen der Bund beteiligt ist, 
psychologische Tests an Mitarbeitern und Be- 
werbern durchgeführt werden, die Einstellun- 
gen, Interessen und Verhaltensweisen erfas- 
sen? 


Wenn ja, um welche Testmethoden handelt 
es sich im einzelnen, und inwieweit genügen 
sie den vier klassischen Qualitätskriterien für 
Tests, nämlich Standardisierung, Objektivi- 
tät, Gültigkeit und Zuverlässigkeit? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die 
Grenzpolizei in die DDR reisende Bundes- 
bürger, z. B. Studentendelegationen, mit Na- 
men und Reiseziel registriert und diese An- 
gaben den Länderinnenministerien mitteilt, 
und wenn ja, aus welchen Gründen wird diese 
Maßnahme durchgeführt? 


100. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in einer 
Graf soeben in deutscher Sprache in der Schweiz 

von Stauffenberg veröffentlichten Dokumentation (John Barron: 
(CDU/CSU) „KGB-Arbeit und Organisation des sowjeti- 

schen Geheimdienstes in Ost und West") zu- 
mindest folgende Angehörige der sowjeti- 
schen Botschaft in der Bundesrepublik Deutsch- 
land als Mitarbeiter der sowjetischen Geheim- 
dienste KGB und GRU genannt sind: Wladimir 
Michajlowitsch Maximow, Botschaftsrat (Wis- 
senschaft und Technik), Valentin Alexeje- 
witsch Koptelzew, Botschaftsrat (Politische 
Angelegenheiten), Iwan Alexejewitsch Jerofe- 
jew, Botschaftsrat (Politische Angelegenhei- 
ten), Jurij Alexejewitsch Iwanow, 1. Sekre- 
tär und Jurij Iwanowitsch Nikolskij, I. Sekre- 
tär, und welche Konsequenzen beabsichtigt 
die Bundesregierung hieraus zu ziehen? 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung ein Ver- 
bot oder eine Einschränkung der Verwendung 
von Einwegflaschen anstrebt, und hat sie, falls 
diese Annahme zutrifft, die voraussichtlichen 
Folgen für die Beschäftigungslage in der deut- 
schen Hohlglasindustrie geprüft? 


101. Abgeordneter 
Reuschenbadi 
(SPD) 



98. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


97. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


102. Abgeordneter Welche Änderungen werden sich bei dem 

Milz neuen Entwurf zur Kraftfahrzeugsteuer gegen- 

(CDU/CSU) über dem bisherigen Regierungsentwurf des 

ehemaligen Bundesfinanzministers Schmidt er- 
geben? 

103. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Kraft- 

Milz fahrzeugsteuer ausschließlich nach sozialen 

(CDU/CSU) Gesichtspunkten zu reformieren, indem für die 

Besteuerung z. B. die Motorleistung nach Ein- 
stufung in mehreren Klassen zugrundegelegt 
wird, oder sollen bei einer Reform der Kraft- 
fahrzeugsteuer den technischen Erfordernissen 
einer vernünftigen Automobiltechnik durch 
eine Einheitssteuer Genüge geleistet werden, 
zumal durch eine von der Motorleistung unab- 
hängige Besteuerung eine bessere Möglichkeit 
für Konstruktionen von abgasfreien und ge- 
räuscharmen, also umweltfreundlichen, Moto- 
ren gegeben sein könnte? 

104. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung im Interesse der 

Dr. Häfele Vermögensbildung für gerecht, daß die Steuer- 

(CDU/CSU) ermäßigung nach § 14 Abs. 1 des Dritten Ver- 

mögensbildungsgesetzes dann nicht gewährt 
wird, wenn wegen schlechter Ertragslage keine 
entsprechende Steuerschuld vorhanden ist, und 
beabsichtigt die Bundesregierung, hier eine 
Änderung vorzunehmen mit dem Ziel, die 
Steuerermäßigung gegebenenfalls auch durch 
eine erstattungsfähige Negativsteuer zu ge- 
währen? 

105. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung, im Rah- 

Müller men des Zusatzprotokolls zum Grundlagenver- 

(Berlin) trag eine Vereinbarung zu treffen, wonach in 

(CDU/CSU) West-Berlin wohnende Eigentümer über 

Grundstückserträge (Mieten und Pacht) oder 
bestehende „Grundstückssperrkonten" in der 
DDR verfügen bzw. diese transferiert werden 
können? 

106. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 

Dr. Müller- Steuererhöhungen nicht zu vermeiden sind, 

Hermann wenn der Staat seine Leistungen für den Bür- 

(CDU/CSU) ger nicht einschränken soll, wie dies vom 

Präsidenten des Bremischen Senats und Vor- 
sitzenden des Deutschen Städtetages, Kosch- 
nick, vertreten wurde? 

107. Abgeordneter Wenn ja, welche Steuern werden zu welchem 

Dr. Müller- Zeitpunkt angehoben werden? 

Hermann 

(CDU/CSU) 
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108. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


109. Abgeordneter 
Möller 
(Lübeck) 
(CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 

Möller 

(Lübeck) 

(CDU/CSU) 

111. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


112. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


113. Abgeordnete 
Frau 

Däubler-Gmelin 

(SPD) 


Welches Ergebnis erbrachten die Nachprüfun- 
gen, die der Parlamentarische Staatssekretär 
Porzner in der Fragestunde vom 19. Juni 1974 
zugesagt hat, inwieweit die Festsetzung der 
derzeit geltenden Ausbeutesätze für Kernobst 
mit der Vorschrift des § 125 der Brennerei- 
ordnung übereinstimmt? 

Was hat die in der Süddeutschen Zeitung vom 
23. Oktober 1974 beigefügte aditseitige, im 
Tiefdruck hergestellte PR-Veröffentlichung der 
Bundeszollverwaltung (davon vier Seiten far- 
big, vier Seiten schwarz-weiß) unter der Über- 
schrift „Der Zoll informiert" den Steuerzahler 
gekostet (einschließlich Herstellung, Druck und 
Verteilung)? 

Weshalb erfolgte diese Werbung für den Zoll 
— soweit ersichtlich — nur in der Süddeut- 
schen Zeitung? 


War der Bundesregierung beim Abschluß der 
Vereinbarung über den nichtkommerziellen 
Zahlungsverkehr zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der „DDR" und der darin ge- 
troffenen, auf Gegenseitigkeit beruhenden, 
Vereinbarung, Geldbeträge aus Sperrkonten 
zu transferieren, bekannt, daß das Verhältnis 
von Sperrkonten von Bundesbürgern in der 
„DDR" zu dem der Konten von Bewohnern 
der „DDR" in der Bundesrepublik Deutschland 
etwa 1000 : 1 sein dürfte und damit etwa nur 
von jedem tausendsten der nach dieser Ver- 
einbarung Berechtigten praktizierbar ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, andere Mög- 
lichkeiten zu prüfen, dem enttäuschten Per- 
sonenkreis, dem diese Vereinbarung als ein 
entscheidender Fortschritt angekündigt war, 
den Zugang zu ihren Sperrkonten zu ermög- 
lichen? 

Trifft es zu, daß unter die durch § 4 Abs. 1 a 
der Allgemeinen Bedingungen für die Über- 
nahme von Garantien für Kapitalanlagen im 
Ausland (Fassung von Januar 1971) und der 
entsprechenden Bestimmungen der Allgemei- 
nen Bedingungen für die Übernahme von 
Bürgschaften für Forderungen aus ungebun- 
denen Finanzkrediten an Regierungen und 
Körperschaften des öffentlichen Rechts im Aus- 
land (Fassung September 1961) und der All- 
gemeinen Bedingungen für die Übernahme 
von Garantien für Forderungen aus ungebun- 
denen Finanzkrediten an private ausländische 
Schuldner (Fassung September 1961) abge- 
deckten Risiken auch Arbeitsniederlegungen 
in Unternehmungen im Ausland verstanden 
werden? 
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114. Abgeordnete Was verspricht sich die Bundesregierung von 
Frau einer derartigen Auslegung, in v/elchen Fäl- 

Däubler-Gmelin len und in welcher Höhe sind auf Grund die- 
(SPD) ser Bestimmungen von Seiten des Bundes 

Leistungen erbracht worden? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
durch regelmäßige Prüfungen der Finanzämter 
sichergestellt ist, daß Spenden und Beiträge an 
Vereine und Verbände, die nach § 10 b Abs. 1 
des Einkommensteuergesetzes als Sonderaus- 
gaben geltend gemacht werden, ausschließlich 
den im Einkommensteuergesetz genannten 
steuerbegünstigten Zwecken zugeführt wer- 
den? 

116. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Spranger die Finanzmisere der Fernsehanstalten nicht 

(CDU/CSU) durch zu geringe Einnahmen, sondern durch 

erhebliche Verschwendung der Steuergelder 
in dem Umfang verursacht wird, wie sie „Die 
Wirtschaftswoche" vom 8. November 1974 
schildert, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung durch ihre Vertreter in den zuständigen 
Aufsichtsgremien zu tun, die Verantwortlichen 
in den Fernsehanstalten zu einem Finanzge- 
baren anzuhalten, das einer verantwortungs- 
bewußten und sachgerechten Haushaltsfüh- 
rung ohne Beeinträchtigung der Fernsehzu- 
schauer entspricht? 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung die Be- 
nachteiligung von einkommensteuerpflichtigen 
Rentenempfängern mit minderjährigen Kin- 
dern durch die Steuerreform infolge der Nicht- 
gewährung von Kindergeld und des Wegfalls 
der Steuerfreibeträge für Kinder bei der Ein- 
kommensbesteuerung auszugleichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

118. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Überlegungen über 

Dr. Eyrich die künftige Gestalt von Aufbereitungsanlagen 

(CDU/CSU) für Brennelemente angestellt, und zu welchem 

Ergebnis ist sie dabei gekommen, kann sie 
insbesondere heute schon sagen, ob eine zen- 
trale Aufbereitungsanlage für Brennelemente 
geplant ist, in der auch die Verarbeitung von 
Plutonium durchgeführt werden wird? 

119. Abgeordneter Sollte eine solche zentrale Anlage von der 

Dr. Eyrich Bundesregierung nicht geplant sein, welche 

(CDU/CSU) Vorstellungen hat dann die Bundesregierung 

hinsichtlich mehrerer solcher Anlagen, und ist 
dabei sichergestellt, daß dem Sicherheitsbe- 
dürfnis der Menschen und dem Sdiutz der 
Umwelt Rechnung getragen wird? 


117. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


115. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 
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120. Abgeoidneter 
Flämig 
(SPD) 


Welche Betriebserfahrungen wurden in dem 
überwiegend mit Bundesmitteln geförderten 
ersten natriumgekühlten Kernreaktor KNK im 
Kernforschungszentrum Karlsruhe gesammelt, 
und welche Schlußfolgerungen zieht die Bun- 
desregierung daraus? 


121. Abgeordneter 
Flämig 
(SPD) 


Ist es möglich, in dem Schnellen Brutreaktor 
SNR 300, der zur Zeit in Kalkar gebaut wird, 
neben den derzeit vorgesehenen oxydischen 
Brennelementen in einem Testprogramm auch 
die wegen ihrer besseren Brutbedingungen in 
Entwicklung befindlichen karbidischen Brenn- 
elemente ohne kostspielige Umbauarbeiten zu- 
testen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


122. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


123. Abgeordneter 
Pfeifer 


(CDU/CSU) 


124. Abgeordneter 
Dr. Gölter 

(CDU/CSU) 


125. Abgeordneter 
Dr. Gölter 

(CDU/CSU) 


Treffen Presseberichte zu, wonach Bundes- 
wirtschaftsminister Dr. Friderichs dem Bundes- 
bildungsminister Rohde in einem Brief eine 
entschiedene Absage für eine durchgreifende 
Reform der beruflichen Bildung erteilt hat? 

Treffen Presseberichte zu, daß sich die Einwen- 
dungen von Bundeswirtschaftsminister Dr. Fri- 
derichs vor allem gegen den von Bundesbil- 
dungsminister Rohde geplanten Einstieg in 
eine Neuordnung der Finanzierung der beruf- 
lichen Bildung richten, und welcher Art sind 
diese Einwendungen konkret? 

Trifft es zu, daß Bundeswirtschaftsminister Dr. 
Friderichs und das Bundeswirtschaftsministe- 
rium vorerst nicht bereit sind, weiter an der 
Erarbeitung eines Gesetzentwurfs für ein neu- 
es Berufsbildungsgesetz mitzuarbeiten? 

Treffen Presseberichte zu, wonach auch der 
Bundeskanzler kürzlich gegenüber Mitgliedern 
der Koalitionsfraktionen keinen Hehl daraus 
gemacht hat, daß auch er angesichts der 
schwierigen Wirtschaftssituation Bedenken ge- 
gen einen Einstieg in eine Neuordnung der 
Finanzierung der beruflichen Bildung habe? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


126. Abgeordneter 
Graf 

. von Stauf fenberg 
(CDU/CSU) 


Bezieht sich die Bemerkung des Bundeskanz- 
lers, „keine Polemik" könne ihn an der Aus- 
weitung der paritätischen Mitbestimmung in 
Unternehmensorganen hindern, auch auf die 
aus den Rechtsgutachten der Professoren Scholz 
und Raiser bekanntgewordenen rechtlichen 
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127. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


128. Abgeordneter 

Hösl 

(GDU/CSU) 


129. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 


130. Abgeordneter 

Hansen 


(SPD) 


131. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


132. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


133. Abgeordneter 

Zoglmann 


(CDU/CSU) 


Bedenken und auf die kürzlich bekanntgewor- 
denen Zahlen des Instituts für Demoskopie, 
nach denen die Arbeiter einer so gearteten 
Mitbetimmung nur eine sehr untergeordnete 
Bedeutung beimessen? 

Zu welchen Ergebnissen ist der Ständige Ver- 
treter der Bundesrepublik Deutschland in der 
DDR, Staatssekretär Gaus, bei seinen Ver- 
handlungen zur Unterlassung von Störungen 
auf den Transitstrecken gekommen? 

Wird das Ergebnis der Sitzung der Transit- 
kommission vom 13. November 1974 bezüglich 
der Störungen auf den Transitstrecken dem 
Ständigen Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland in der DDR, Staatssekretär Gaus, 
Veranlassung zu neuen Gesprächen mit der 
Regierung der DDR geben? 

Auf welche Weise beabsichtigt die Bundes- 
regierung, auf die Vorwürfe gegen den Bun- 
desnachrichtendienst , zu reagieren, er hätte 
Journalisten als Agenten angeworben, sowie 
illegale Inlands auf kl ärung betrieben und da- 
bei bundesrepublikanische Politiker und Par- 
teien ausgespäht? 

Hält die Bundesregierung die Kontrolle des 
Bundesnachrichtendienstes durch das Ver- 
trauensmännergremium und den Haushalts- 
ausschuß des Bundestages sowie durch den 
Bundesrechnungshof für ausreichend? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Ver- 
trauensverlust in die Staatsordnung des 
Grundgesetzes der durch den Vorwurf unge- 
setzlicher Tätigkeiten von Angehörigen des 
Bundesnachrichtendienstes entstanden ist, und 
welche politischen Konsequenzen beabsichtigt 
sie daraus zu ziehen? 

Ist die mehrwöchige Vortragsreise von Klaus 
Harpprecht in den USA im Auftrag oder mit 
Billigung oder mit finanzieller Unterstützung 
der Bundesregierung erfolgt, und gibt der 
während dieser Reise in der „New York 
Times" erschienene Artikel mit der darin ent- 
haltenen Abwertung des Wiedervereinigungs- 
verlangens die Meinung der Bundesregierung 
wieder? 

Aus welchen Gründen verschweigt die Bundes- 
regierung in ihrem über 700 Seiten umfassen- 
den Jahresbericht im Zusammenhang mit der 
Darstellung der Deutschland-, Ost- und Außen- 
politik vollkommen das Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 31. Juli 1973 zum Grund- 
vertrag, und ist sie bereit, in einem späteren 
Bericht das Versäumte nachzuholen, indem 
sie das Urteil darstellt und seine deutschland- 
politische Bedeutung erläutert? 
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Gesdiäftsbereich 


134. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


135. Abgeordneter 

Dr. Dübber 
(SPD) 


136. Abgeordneter 
Werner 
(CDU/CSU) 


137. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


138. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


139. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


des Bundesministers des Auswärtigen 


Mit welchen Argumenten haben die argentini- 
schen Polizeibehörden die im Rahmen einer 
anwachsenden Einschüchterungskampagne ge- 
gen die Auslandspresse vorgenommene Ver- 
haftung des deutschen Rundfunkjournalisten 
Walter Hanf begründet und bisher seine Vor- 
führung vor dem Richter verhindert? 


Wie hoch ist nach den Unterlagen der Bundes- 
regierung der Anteil jener Aussiedlungswilli- 
gen aus Polen und der Sowjetunion, der in der 
Bundesrepublik Deutschland seine Eltern oder 
Kinder zu leben hat? 


Inwieweit, und gegebenenfalls mit welchem 
Erfolg, hat in den jüngst stattgefundenen Ge- 
sprächen des Bundeskanzlers in Moskau der 
Bundeskanzler die Frage der freien Ausreise 
von Volksdeutschen aus der Sowjetunion zur 
Sprache gebracht und wirtschaftliche Zuge- 
ständnisse direkter und indirekter Art von 
einer Regelung dieser humanitären Frage ab- 
hängig gemacht? 


Wie beurteilt — sollte die Meldung des Ta- 
gesspiegel vom 30. Oktober 1974 zutreffen — 
die Bundesregierung die Maßnahmen der so- 
wjetischen Regierung, mit denen diese Deut- 
sche aus anderen Gebieten der UdSSR gehin- 
dert hat, während des Besuchs des deutschen 
Bundeskanzlers nach Moskau zu reisen, und 
auf welche Weise und mit welchem Ergebnis 
hat der Bundeskanzler während seines Besuchs 
die sowjetische Partei- und Staatsführung von 
der Auffassung der Bundesregierung unter- 
richtet? 


Für welche deutschen Gastspiele und Aus- 
stellungen in der Volksrepublik Polen wurden 
700 000 DM aufgewandt (vgl. Drucksache 
7/2535, Seite 4), und in wie vielen der geför- 
derten Veranstaltungen wurde die deutsche 
Sprache benutzt? 


Wer ist für die Einladung polnischer Wissen- 
schaftler, Studenten und Praktikanten in der 
Bundesrepublik Deutschland zuständig, wenn 
deren Aufenthalt aus deutschen Mitteln ge- 
fördert oder über deren Förderung von in der 
Bundesrepublik Deutschland vorhandenen Stel- 
len entschieden wird? 
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140. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


141. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


142. Abgeordneter 

Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


143. Abgeordneter 

Dr. Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


144. Abgeordneter 

Dr. Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, „ein hoher und bestens 
informierter Regierungsbeamter aus Bonn" 
habe während des Besuchs des Bundeskanzlers 
in Moskau eingeräumt, die sowjetische Rechts- 
Position bezüglich Berlins sei klar, wobei er 
weiter ausgeführt habe, „vielleicht, daß wir sie 
nicht immer so klar gesehen haben", und 
welche Folgen hat — bejahendenfalls — die 
dem zugrundeliegende Fehleinschätzung bis- 
her für die deutsche Position gehabt und wird 
sie noch weiterhin haben? 

Aus welchen Gründen konnten bei den Mos- 
kauer Verhandlungen des Bundeskanzlers und 
Bundesaußenministers für die vier deutsch- 
sowjetischen Abkommen über technisch/wis- 
senschaftliche Zusammenarbeit, über das Kul- 
turaustauschprogramm, über Rechtshilfe und 
über die Errichtung von Touristikzentralen 
keine für uns befriedigende Berlin-Klausel er- 
reicht werden, sodaß die an sich unterzeich- 
nungsreifen Abkommen nicht unterzeichnet 
werden konnten? 


Mit welcher Begründung verweigert die so- 
wjetische Regierung eine befriedigende Berlin- 
Klausel bei dem deutsch-sowjetischen Abkom- 
men über das Kulturaustauschprogramm, ob- 
wohl das diesbezügliche Rahmenabkommen 
über kulturelle Zusammenarbeit vom 19. Mai 
1973 eine Berlin-Klausel gemäß der Falin/ 
Frank-Formel enthält? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die zwischen beiden Teilen Deutschlands be- 
stehenden kirchlichen und kirchenrechtlichen 
Verbindungen für den menschlichen Zusam- 
menhalt und die verfassungsgemäße Wahrung 
der Einheit des deutschen Volkes sowie für die 
innerdeutsche Kommunikation auf religiösem 
und kulturellem Gebiet wesentlich sind und 
daß diese Verbindungen deshalb von nieman- 
dem ohne wirkliche Not gemindert werden 
sollten, insbesondere nicht von Institutionen 
und Personen, die sich aus moralisch verbind- 
lichen Gründen zum Grundsatz des Vorrangs 
der Menschenrechte vor staatlicher Willkür be- 
kennen? 


Ist der Bundesregierung etwas über angeb- 
liche Absichten des Heiligen Stuhls bekannt, 
die Zirkümskription deutscher Bistümer vor 
Abschluß des noch ausstehenden gesamtdeut- 
schen Friedensvertrags (vgl. Artikel 7 des 
Deutschlandvertrags) zu verändern, und teilt 
der Heilige Stuhl die Auffassung der Bundes- 
republik Deutschland, daß das Reichskonkor- 
dat ihn verpflichtet, vor der Verwirklichung 
etwaiger Absichten solcher Art die Bundes- 
regierung zu konsultieren? 


24 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode DrucksachO 7/2767 


145. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
Dr. Riedl nen Zeitung vom 7. November 1974 zu, drei 

(München) deutsche Journalisten, die während ihres Auf- 

(CDU/CSU) enthalts in Kiew anläßlich des Fußballspiels 

Eintracht Frankfurt gegen Dynamo Kiew in 
der Stadt fotografierten, seien festgenommen 
und über eine Stunde lang verhört worden, 
und was hat — bejahendenfalls — die Bun- 
desregierung daraufhin unternommen, wird sie 
insbesondere darauf hinwirken, daß in Zukunft 
derartige Zwischenfälle sich nicht mehr ereig- 
nen? 


146. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Schmitt- rung, mit dem Heiligen Stuhl zu klären, daß 

Vockenhausen die Bindungen Berlins an den Bund in den 

(SPD) beiderseitigen Beziehungen voll respektiert 

werden? 


147. Abgeordnete Ist der Bundeskanzler bereit, dem Bundestag 
Frau Berger mitzuteilen, welche wichtigen Übereinkommen 

(Berlin) der Vier-Mächte-Abmachung ihm von seinem 

(CDU/CSU) Vorgänger verschwiegen worden waren bzw. 

ist es möglich, daß wichtige mündliche Neben- 
absprachen mit fremden Regierungen nicht aus 
der Aktenlage im Bundeskanzleramt bzw. im 
Auswärtigen Amt erkennbar sind? 


Welche amtlichen Pässe erhalten die Mitglie- 
der der obersten Verfassungsorgane der Bun- 
desrepublik Deutschland für dienstliche Aus- 
landsreisen (Mitglieder des Bundestages, des 
Bundesrates, der Bundesregierung und des 
Bundesverfassungsgerichts) ? 

149. Abgeordneter Welche amtlichen Pässe erhalten die Mitglie- 

Dr. Arndt der der Landtage und der Landesregierungen 

(Hamburg) für dienstliche Auslandsreisen? 

(SPD) 


148. Abgeordneter 

Dr. Arndt 

(Hamburg) 

(SPD) 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


3. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung zugun- 
sten der in der Tschechoslowakei verhafteten 
Deutschen, die eine nur für Rückkehr ausge- 
sprochene Amnestie mißverstanden und mit 
einem gültigen Reisepaß der Bundesrepublik 
Deutschland dorthin gereist waren? 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung auf die Forderungen, Erwartungen und 
Wünsche zu dem Thema Grenzübertrittsbe- 
rechtigungen, Grenzübertrittssondergenehmi- 
gungen und grenzüberschreitende Wander- 
wege einzugehen, die von der deutsch-bel- 
gisch-luxemburgischen Parlamentariergruppe 
in der Interparlamentarischen Union auf ihrer 
19. Konferenz vom 4. bis 6. Oktober 1974 in 
Arlon in Belgien angemeldet und in Form 
einer Resolution der Parlamentarier der drei 
Länder den Bundesministern des Auswärtigen, 
des Innern, für Wirtschaft und für Verkehr 
zur Kenntnis und praktischen Berücksichtigung 
übermittelt wurden? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 2. November 1974 zu, die 
Präsidenten des Bundesgesundheitsamts und 
des Umweltbundesamts würden auch nach Ab- 
schluß des deutsch-sowjetischen Abkommens 
über wissenschaftliche und technische Zusam- 
menarbeit, das das Land Berlin miteinbezie- 
hen würde, kaum Einladungen aus der Sowjet- 
union bzw. sowjetische Einreisevisa erhalten, 
und teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß ein Abkommen, mit dessen Text ein der- 
artiges sowjetisches Verhalten vereinbar wäre, 
die deutsche Rechtsposition bezüglich Berlins 
gefährden würde und deshalb nicht abge- 
schlossen werden darf? 

Wird die Bundesregierung die neuerliche Ver- 
folgung sowjetischer Künstler, wie sie nach 
dem Bericht des „TagesspiegeP' vom 23. Okto- 
ber 1974 in der mit Gewalttätigkeiten verbun- 
denen Zwangsräumung der Wohnung eines 
Künstlerehepaars zum Ausdruck kommt, das 
an der seinerzeit gestörten und dann auf die 
Proteste der Weltöffentlichkeit hin schließlich 
erlaubten Kunstausstellung teilgenommen hat- 
te, zum Anlaß nehmen, die sowjetische Regie- 
rung darauf hinzuweisen, daß auch die Ver- 
folgung und Schikanierung einzelner Künstler 
die deutscdie Öffentlichkeit nicht gleichgültig 
läßt und die deutsch-sowjetischen Beziehungen 
belasten kann? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung jüngste 
Forschungsergebnisse, nach denen die Luftver- 
schmutzung in Industriegebieten und Groß- 
städten die Geburt von Mädchen begünstigt 
und zu erheblichen Veränderungen in der 
Bevölkerungsstruktur führen soll? 


6. Abgeordneter Welche Folgerungen wird die Bundesregie- 
Hansen rung ziehen, falls sich solche Untersuchungs- 

(SPD) ergebnisse auch für das Gebiet der Bundesre- 

publik Deutschland als gültig erweisen sollten? 


7. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche Persönlichkeiten wurden anläßlich der 
Fußballweltmeisterschaft 1974 durch Verlei- 
hung des Bundesverdienstkreuzes ausgezeich- 
net, und welche Kriterien waren für die Aus- 
wahl der ausgezeichneten Persönlichkeiten und 
für die Nichtberücksichtigung (Aktive, Funktio- 
näre und sonstige Beteiligte) ausschlaggebend? 


8. Abgeordneter 
Offergeld 
(SPD) 


Welches Ergebnis hatten die angekündigten 
diplomatischen Bemühungen der Bundesregie- 
rung (vgl. Antwort des Bundesinnenministers 
vom 14, August 1973), die französische Regie- 
rung zur umfassenden Sachaufklärung und zur 
Abstellung der schädlichen Pestizidemissionen 
aus Frankreich in den Raum Lörrach/Weil zu 
veranlassen? 


9. Abgeordneter Wie rechtfertigt die Bundesregierung die Zah- 
Gansel lung von Ministerialzulagen, und ist ihre Ab- 

(SPD) Schaffung auf dem Wege der nächsten Reform- 

schritte im öffentlichen Dienst zu erwarten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


10, Abgeordneter 
Dr. Unland 


(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Informationen 
vor, die eine Meldung der Verbraucherzeit- 
schrift DM, Nr. 11/1974, S. 11, bestätigen, daß 
das neue Auszahlungsgesetz Gefahr laufe, 
durch Trichbetrüger ausgehöhlt zu werden? 


11. Abgeordneter 

Dr. Unland 


(CDU/CSU) 


Ist sichergestellt, daß alle Informationen über 
eventuelle Versuche zur Unterlaufung des 
neuen Abzahlungsgesetzes gesammelt und 
zentral ausgewertet werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


12, Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Pohlmann 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
bestätigen, wonadi die US-Streitkräfte im Zuge 
von Rationalisierungsmaßnahmen planen, u. a. 
im Bereich des US-Depots Nahbollenbach, in 
naher Zukunft eine erhebliche Anzahl deut- 
scher Arbeitnehmer zu entlassen, und was 
wird die Bundesregierung gegebenenfalls zur 
sozialen Sicherung der betroffenen Arbeitneh- 
mer unternehmen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die monat- 
liche Besuchspauschale von 100 DM für die 
Aufnahme von Besuchern aus der DDR in An- 
passung an die Erhöhung des Unterhaltsfrei- 
betrags in § 33 a Abs. 1 EStG 1975 von 
1200 DM auf 3000 DM ab 1975 zu erhöhen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 
Bundesdienststellen gegenüber den Gemein- 
den weigern, die von ihnen geschuldeten 
kommunalen Gebühren und Abgaben im Ab- 
buchungsverfahren einziehen zu lassen? 

Ist die Bundesregierung bereit anzuerkennen, 
daß die Teilnahme der Bundesdienststellen 
am Abbuchungs verfahren zu einer beachtlichen 
Vereinfachung der Verwaltungsarbeit in den 
Gemeinden und damit auch zu der dringend 
erforderlichen Kostensenkung in den Gemein- 
deverwaltungen beitragen würden? 

Hat das Bundes auf sich ts amt für das Kredit- 
wesen die Aktenverbringung von der hessi- 
schen Landesbank in Frankfurt nach Wies- 
baden und zurück überprüft und wenn ja, 
mit welchem Ergebnis? 

Wie hoch war die Zahl der Abwanderung in 
den letzten Jahren bei den Steuerbeamten aus 
der Finanzverwaltung, getrennt nach Ländern, 
welche Gründe löste eine solche Abwande- 
rungsbewegung aus, und welche Folgen sind 
daraus für die Beamtenrechts- und Besoldungs- 
neuregelung zu ziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


18. Abgeordneter Hält die Bundesregierung selbst disziplinäre 
Lenders Vereinbarungen zur Verbesserung der Quali- 

(SPD) tät der Werbung — sowohl die Verhinderung 

von negativen Auswüchsen, als auch das Be- 
mühen um inhaltsvollere Werbung, wie Vor- 
schreibung von Mindestinformationen — für 
zulässig nach § 28 GWB, und wenn nein, was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um sol- 
che Bestrebungen zur Qualitätsverbesserung 
der Werbung zu unterstützen? 
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19. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Erwägt die Bundesregierung, im Rahmen der 
Energiegesetzgebung auch Vorschläge zur Ein- 
sparung von Heizungsenergie zu machen, wie 
sie vielfach von der Industrie in der Öffent- 
lichkeit zur Erörterung gestellt werden? 


20. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Zuwendungskri- 

Lenzer terien für das mit 950 Millionen DM dotierte 

(CDU/CSU) Konjunkturstützungsprogramm für ausrei- 

chend? 


21. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 

Möhring 

(SPD) 


24. Abgeordneter 

Möhring 

(SPD) 


25. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten bestehen, daß Gebiete 
mit überdurchschnittlicher Arbeitslosigkeit in 
den Genuß der Mittel kommen, obwohl sie 
nicht Bundesförderungs- und Ausbaugebiete 
sind wie zum Beispiel die Landkreise Wetzlar 
und Dillenburg? 

Wie hoch sind die Mittel, die aus dem 950- 
Millionen-Sonderprogramm der Bundesregie- 
rung je in die Landkreise Ansbach, Neustadt/ 
Aisch — Bad Windsheim und Roth — Hilpolt- 
stein, sowie in die kreisfreien Städte Ansbach 
und Schwabach fließen, und würde die wirt- 
schaftliche Situation in diesen Gebieten nicht 
eine höhere Förderung aus diesem Programm 
notwendig machen? 

Hat die Bundesregierung bei Betriebsstille- 
gungen in den strukturschwachen Zonenrand- 
gebieten statistische Erhebungen darüber ein- 
geleitet, in welchem Umfang öffentliche Mittel 
der Zonenrandförderung und des Investitions- 
zulagengesetzes, deren Hergabe die Schaffung 
zusätzlicher Arbeitsplätze voraussetzt, durch 
Fehlplanungen von Unternehmern verloren- 
gegangen sind, ohne daß diese befristete 
Zweckbindung voll erfüllt wurde? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten zur 
rechtlichen Sicherimg solcher öffentlichen Mit- 
tel gegen mißbräuchliche Nutzung zum Schaden 
der Arbeitnehmer, die im Vertrauen auf diese 
Hilfen des Bundes und der Länder ihre Arbeit 
aufgenommen hatten? 

Wann ist der Tatbestand erfüllt, daß durch die 
Verschiebung von Bevölkerungsanteilen eine 
gemeindescharf bestimmte Klemmer-Region im 
Kern verändert wird? 


26. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Liegt nach Auffassung der Bundesregierung 
eine Nichtveränderung im Kern auch dann 
noch vor, wenn z. B. aus der bereits gemeinde- 
scharf bestimmten Klemmer-Region Nr. 25 
(Kreise Vechta, Diepholz und Bersenbrück), 
die insgesamt rund 250 000 Einwohner um- 
faßt, ca. 12 Gemeinden mit über 75 000 Ein- 
wohnern nach dem Vorschlag des Landes Nie- 
dersachsen wieder herausgenommen werden 
sollen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


27. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Aus welchem Grund kauft die Bundesregie- 
rung für die Bundesreserve Berlin-West Wei- 
zen aus der DDR, obgleich Qualitätsweizen in 
der Bundesrepublik Deutschland reichlich zur 
Verfügung steht? 


28. Abgeordneter In welcher Weise wird sich die Bundesregie- 
Eigen rung an der Werbekampagne der Europäischen 

(CDU/CSU) Gemeinschaft für Rindfleisch beteiligen? 


29. Abgeordneter Wie entwickelte sich mengenmäßig der jähr- 
Ey liehe steuerbegünstigte Gasölverbrauch in der 

(CDU/CSU) Landwirtschaft seit 1968? 


30. Abgeordneter 
Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die deutschen Tabakanbauer 
aus der jüngsten allgemeinen EG-Agrarpreis- 
erhöhung um 5^/o keine Preisverbesserungen 
für ihre Produkte erzielen können, weil zwar 
die sogenannten Zielpreise für Tabak erhöht 
worden sind, nicht jedoch die Prämien? 


31. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Vertragspreise für Tabak 
Dr. Gölter teilweise unter das Interventionspreisniveau 

(CDU/CSU) abgesunken sind, und ist die Bundesregierung 

bereit, zu intervenieren? 


32. Abgeordneter 
Schröder 

(Wilhelminenhof) 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Absichten der Max- 
Planck-Gesellschaft bekannt, die Arbeit des 
Max- Planck-Instituts für Landarbeit und Land- 
technik in Bad Kreuznach in absehbarer Zeit 
zu beenden, und ist die Bundesregierung be- 
reit, dieses Institut als Bundesforschungsan- 
stalt zu übernehmen, oder welche weiteren 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um 
die von diesem Institut durchgeführten Auf- 
gaben weiterzuführen? 


33. Abgeordneter Welche Mengen und Arten von Lebensmitteln 
Rollmann sind in den vergangenen Jahren in der Bun- 

(CDU/CSU) desrepublik Deutschland auf Grund europäi- 

scher oder nationaler Rechtsvorschriften ver- 
nichtet oder für den menschlichen Verzehr 
ungenießbar gemacht worden? 


34. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Sendungen (Waggons oder Lastkraft- 
wagen) mit Roggen aus dem Ostblock sind 
1971, 1972, 1973 und 1974 über Bebra und 
Herleshausen in die Bundesrepublik Deutsch- 
land gelangt, und wieviel Getreideproben zur 
Untersuchung auf Pflanzensdiutzmittelrück- 
stände und Käferbesatz wurden jeweils ent- 
nommen? 


30 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2767 


35. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

{CDU/CSU) 


Ist gewährleistet, daß Importsendungen von 
Getreide aus dem Ostblock, denen Proben zur 
Untersuchung auf Pflanzenschutzmittelrück- 
stände und Käferbesatz in Bebra und Herles- 
hausen entnommen werden, dort solange fest- 
gehalten werden, bis das Ergebnis der Proben- 
untersuchung vorliegt? 


36. Abgeordneter 

Höcherl 


(CDU/CSU) 


Warum darf der Bundestag den Inhalt des 
Gutachtens für eine neue europäische Agrar- 
politik nicht vor dem Erscheinen des Buchs 
des Bundesministers für Wirtschaft, Dr. Fride- 
richs, erfahren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


37. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Welche statistischen Daten liegen der Bundes- 
regierung über Unfälle in Haushalten vor, 
nimmt die Zahl der Haushaltsunfälle zu, und 
wie ist die Entwicklung bei Unfällen im Haus- 
halt mit tödlichem Ausgang? 


38. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
getroffen bzw. vorgesehen, um Haushaltsun- 
fällen entgegenzuwirken, und welche weiteren 
Maßnahmen hält die Bundesregierung dazu für 
erforderlich? 


39. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Landwirtschaft bei der Witwenaltersgeld- 
versorgung im Vergleich zu den Arbeitneh- 
mern benachteiligt ist, weil Witwen selbstän- 
diger Landwirte vor dem 60. Lebensjahr nur 
bei Erwerbsunfähigkeit und Hofübergabe oder 
bei früherem Altersgeldbezug des Mannes 
Witwenaltersgeld erhalten, und was gedenkt 
die Bundesregierung zur Verbesserung dieser 
sozial unbefriedigenden Situation zu unter- 
nehmen? 


40. Abgeordneter Treffen Informationen zu, daß auf Grund eines 
Dr. Lohmar Kompetenzstreits zwischen dem Präsidenten 

(SPD) der Bundesanstalt für Arbeit und deren Haupt- 

personalrat zahlreiche Stellen für die Berufs- 
beratung von Abiturienten nicht besetzt wer- 
den können? 


41. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Lohmar rung, auf die Verhandlungspartner innerhalb 

(SPD) der Bundesanstalt für Arbeit einzuwirken, hier 

unverzüglich zu einer Verständigung zu kom- 
men und damit die Berufsberatung für Abi- 
turienten zu erweitern? 
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42. Abgeordneter 

Höcherl 


(CDU/CSU) 


Treffen die Kostenberechnungen für die Kran- 
kenversicherung, einschließlich der Renten- 
krankenversidierung, zu, die vom Sozialmini- 
sterium Rheinland-Pfalz kürzlich berechnet 
und veröffentlicht worden sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


43. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 

47. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, zur Verringe- 
rung der Lärmbelästigung im Bereich des Flie- 
gerhorstes Bremgarten geeignete Lärmschutz- 
maßnahmen zu ergreifen und die Wirksamkeit 
dieser Maßnahmen durch Lärmmessungen über 
einen längeren Zeitraum zu überprüfen, und 
wann beabsichtigt die Bundesregierung, im 
Bereich des Fliegerhorstes Bremgarten Lärm- 
schutzbereiche nach dem Gesetz zum Schutz 
gegen den Fluglärm vom 30. März 1971 festzu- 
legen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, nach Abzug 
der belgischen NATO-Streitkräfte aus der Ka- 
serne Loncin in Euskirchen diese Kaserne mit 
deutschen, Einheiten zu belegen, und wenn ja, 
zu welchem Zeitpunkt? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die Bun- 
deswehr energisch dahin gehend einzuwirken, 
daß im Raum Kaufbeuren/Kempten für einen 
Regionalflughafen geeignete Plätze nicht durch 
übertriebene und unverständliche Sicherungs- 
und Sicherheitsvorstellungen der Bundeswehr 
weiter blockiert und verhindert werden und 
damit aus der Regionalplanung ausscheiden 
müssen? 

Welche Entschädigungsansprüche haben Ange- 
hörige von im Dienst tödlich verunglückten 
Soldaten? 

Welche Soldaten werden von der Bundeswehr 
unfallversichert, und was würde eine derartige 
Versicherung für alle Soldaten kosten, wenn 
man von einem Betrag von 50 000 DM im To- 
desfall ausgehen würde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

48. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach das Bun- 
Lenders desseuchengesetz keine Vorschriften über die 

(SPD) Verarbeitung von Salaten enthält, und denkt 

die Bundesregierung im Hinblick auf den Ver- 
dacht, daß die Typhuserkrankungen durch 
verseuchten Kartoffelsalat verursacht worden 
sind, an eine schnelle Novellierung dieses 
Gesetzes? 
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49. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
rung zu den in jüngster Zeit bekanntgewor- 
denen Untersuchungen britischer Wissenschaft- 
ler (vgl. British Medical Journal, Vol. 5931, 
606-607, 7. September 1974), wonach mit 
sdiädlidien Nebenwirkungen für die Neuge- 
borenen bei unter Oxytocintropf abgewickel- 
ten Geburten gerechnet werden muß? 


50. Abgeordneter Wieviel Trichinenfälle wurden an welchen 
Kiechle Schlachthöfen in der Bundesrepublik Deutsch- 

(CDU/CSU) land in den letzten fünf Jahren gefunden? 


51. Abgeordneter Inwieweit wird die Bundesregierung ange- 
Immer sichts der bildungspolitischen Defizite im länd- 

(SPD) liehen Raum die- Aktionen der drei Landju- 

gendorganisationen (EJL, KLJB, BDL) im Rah- 
men des Bundesjugendplans in spezifischer 
Weise unterstützen? 


52- Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


Inwieweit werden auch in Zukunft den Land- 
jugendorganisationen für ihre spezielle Ju- 
gendbildungsarbeit im ländlichen. Raum Zu- 
schüsse zu den Personalkosten für die Ein- 
stellung von Jugendbildungsreferenten ge- 
währt? 


53. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Orth 

(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zu dem in 
Wurst verwandten chemischen Zusatz Glucon- 
Delta-Lacton (GDL), das neueren Untersuchun- 
gen zufolge krebserregend wirken soll, und 
hat die Bundesregierung die Absicht, die Ver- 
wendung dieser Substanz zu verbieten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


54. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, daß die Bundesbetriebe Bahn und Post 
mit gutem Beispiel vorangehen und sämtliche 
freien Ausbildungsplätze durch Einstellungen 
besetzen bzw. die Zahl der Ausbildungsplätze 
in den Lehrwerkstätten vergrößern, da im 
Bereich des Großraumverbands Braunschweig 
sich im Jahr 1974 ergeben hat, daß nicht alle 
Lehrstellenbewerber eine Ausbildung erhalten 
haben und die Lage im Jahr 1975 noch schwie- 
riger werden kann? 


55. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Auszubildende werden voraussicht- 
lich im Jahr 1975 dann im Bereich der 
Oberpostdirektion Braunschweig und des Ge- 
samtbundesbereichs Großraumverband Braun- 
schweig eingestellt werden im Vergleich zur 
Entwicklung in den Jahren 1970 bis 1975? 
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56. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


57. Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 
Wrede 


(SPD) 


59. Abgeordneter 

Wrede 


(SPD) 


Bis zu welchem Zeitpunkt legt die Bundesre- 
gierung das im Juni 1973 paraphierte Vertrags- 
werk, das die Internationale Schiffahrts- und 
Hafenordnung für den Bodensee von 1867 er- 
setzen soll, dem Bundestag zur Ratifikation 
vor? 

Aus welchen Teilen besteht dieses Vertrags- 
werk, und kann man damit rechnen, daß die 
Schweiz und Österreich dieses für die Ordnung 
auf dem Bodensee und die Reinhaltung des 
Bodensees besonders wichtige Vertragswerk 
zum gleichen Zeitpunkt ratifizieren wie die 
Bundesrepublik Deutschland? 


Wann ist mit dem Erlaß einer Verordnung 
über bauliche Schutzmaßnahmen gegen Schie- 
nenverkehrslärm zu rechnen, und welche Pro- 
bleme und Schwierigkeiten stehen einem be- 
schleunigten Verordnungsentwurf entgegen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung insbeson- 
dere die Situation von bereits eingeleiteten 
Planfeststellungsverfahren von Schienenver- 
kehrswegen bis zum Erlaß einer Verordnung 
über bauliche Schutzmaßnahmen gegen Schie- 
nenverkehrslärm? 


60. Abgeordneter 

Ewen 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, Industriean- 
siedlungen im Bereich der Stadt Emden da- 
durch zu erleichtern, daß sie im Grundsatz 
der Verlegung des Emsfahrwassers zustimmt 
und so die Errichtung eines Dollarthafens 
durch das Land Niedersachsen ermöglicht? 


61. Abgeordneter 

Hofmann 


(SPD) 


In welchen Orten sind die von der Deutschen 
Bundesbahn erwähnten „13 abgelegenen Bahn- 
höfe"' auf der zur Stillegung vorgesehenen 
Strecke Fürth am Berg und Ebersdorf bei Co- 
burg? 


62. Abgeordneter 
Hofmann 
(SPD) 


Welche Bahnstrecken sollen nach den Vorstel- 
lungen der Deutschen Bundesbahn in den Land- 
kreisen Coburg und Kronach stillgelegt wer- 
den, und wie viele Fahrgäste werden davon 
betroffen? 


63. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung derzeit die 
Möglichkeiten zur baldigen Inangriffnahme 
und Verwirklichung einer Hochleistungs- 
schnellbahn (HSB) -Versuchsanlage im Donau- 
ried in Bayern, und wann ist mit einer end- 
gültigen Entscheidung bezüglich dieses Stand- 
orts zu rechnen? 


64. Abgeordneter -Welchen Stand haben Überlegungen für einen 
Dr. Wernitz Alternativstandort der HSB- Versuchsanlage 

(SPD) (insbesondere in Niedersachsen) erreicht? 
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Ö5. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


67. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


68. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


69. Abgeordneter 

Wende 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf die Deut- 
sche Bundesbahn einzuwirken, daß diese da- 
von absieht, für die durch die Kiesaufschüttun- 
gen für den umstrittenen geplanten Rangier- 
bahnhof München -Nord entstandene soge- 
nannte Drei-Seen-Platte im Münchener Norden 
nunmehr von der Stadt München jährlich eine 
Pacht in Höhe von 197 000 DM zu verlangen? 

Wie wird sich nach den der Bundesregierung 
vorliegenden Informationen der Bedarf an neu 
zu errichtenden Parkhäusern in Ballungsge- 
bieten in den nächsten drei Jahren entwickeln, 
und wie wird dabei der Anteil privater und 
öffentlicher Bauherren sein? 

Ist der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen bereit, den Einwohnern und Frem- 
denverkehrsbetrieben bzw. Fremdenverkehrs- 
einrichtungen der früheren Gemeinden Streit- 
berg und Müggendorf, die zu einer neuen 
Gemeinde mit dem neuen Namen Wiesenttal 
zusammengeschlossen wurde, zu gestatten, als 
postalische Anschrift 8551 Müggendorf bzw. 
8551 Streitberg oder hilfsweise zumindest 8551 
Wiesenttal-Muggendorf bzw. 8551 Wiesenttal- 
Streitberg zu verwenden, um diese bekannten 
Ortsnamen wegen der Auswirkung auf den 
Fremdenverkehr deutlich machen zu können? 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß der 
verwahrloste Zustand des leerstehenden alten 
Postamts in Bad Soden/Taunus dem Ansehen 
der Deutschen Bundespost schweren Schaden 
zufügt, wobei die stadtplanerischen Vorhaben 
der Stadt gestört werden, und welche Kosten 
entstehen der Deutschen Bundespost, wenn 
sie das alte Postamt nicht an die Stadt ver- 
kauft, sondern weiterhin behält? 

Kann die Bundesregierung auf die Deutsche 
Bundespost dahin gehend einwirken, daß Ge- 
meinden, deren Alarmanlagen für den Kata- 
strophenfall nicht durch Sirenen, sondern durch 
Funk ausgelöst werden, von der Funkgebühr 
befreit werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


70. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, darüber Auf- 
klärung zu geben, daß sie den Bundestag über 
die Gründe, warum dem Generalsuperinten- 
dent Helbig die Einreise in die DDR verwei- 
gert worden ist, falsch informiert hat, und hat 
sie gegebenenfalls inzwischen der Öffentlich- 
keit gegenüber diese Falschinformation korri- 
giert und den richtigen Sachverhalt darge- 
stellt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


71. Abgeordneter 

Benz 

(CDU/CSU) 


Was waren die Gründe für die Vergabe der 
Studie „Analyse und Darstellung der Möglich- 
keiten künftiger wirtschafts- und gesellschafts- 
politischer Entwicklungen im Hinblick auf den 
Verbrauch an elektrischer Energie und die 
Bedarfsdeckung'' an das Wirtschafts- und So- 
zialwissenschaftliche Institut des Deutschen 
Gewerkschaftsbunds in Düsseldorf zum Preis 
von 261 582 DM durch das Bundesforschungs- 
ministerium, wann liegen die Zwischenberichte 
vor, und zu welchem Zeitpunkt rechnet das 
Bundesforschungsministerium mit der Veröf- 
fentlichung des Gutachtens? 


72. Abgeordneter 

Benz 

(CDU/CSU) 


Wieviel Gutachten und Studien wurden in den 
letzten fünf Jahren von der Bundesregierung 
an das Wirtschaftswissenschaftliche Institut des 
Deutschen Gewerkschaftsbunds, Düsseldorf, 
oder an andere dem DGB nahestehende For- 
schungsinstitute, nach Sachgegenstand, Auf- 
traggeber und Auftragssumme gegliedert, ver- 
geben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


73. Abgeordneter Trifft die Meldung der „Zeit" vom 4. Oktober 
Dr. Jobst 1974 zu, Mitglieder des Deutschen Entwick- 

(CDU/CSU) lungsdienstes unterstützen als Mentoren die 

rechtswidrige Besetzung eines landwirtschaft- 
lichen Betriebs in Equador, wobei die Besetzer 
sich jeder Wiederherstellung des rechtmäßigen 
Zustands mit Waffengewalt widersetzen wol- 
len, und wie haben — bejahenden^falls — Bun- 
desregierung und Deutscher Entwicklungs- 
dienst darauf reagiert? 


Bonn, den 8. November 1974 




